
URTEIL VOM 26. 2. 1976 — RECHTSSACHE 52/75

In der Rechtssache 52/75

Kommission der Europäischen GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren Rechts­

berater Cesare Maestripieri als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter:
Herr Mario Cervino, Rechtsberater der Kommission, Bâtiment CFL, place de
la Gare, Luxembourg,

Klägerin,
gegen

Italienische REPUBLIK, vertreten durch den Botschafter Adolfo Maresca als Be­
vollmächtigten, Beistand: Vice Avvocato dello Stato Ivo Maria Braguglia, Zu­
stellungsanschrift: Sitz der Italienischen Botschaft in Luxemburg,

Beklagte,

wegen Feststellung, daß die Italienische Republik gegen ihre Verpflichtungen
aus Artikel 43 der Richtlinie Nr. 70/458 des Rates vom 29. September 1970
über den Verkehr mit Gemüsesaatgut verstoßen hat,

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten H. Kut­
scher und A. O'Keeffe, der Richter A. M. Donner, J. Mertens de Wilmars,
M. Sørensen und A. J. Mackenzie Stuart,

Generalanwalt: H. Mayras
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf,
die gestellten Anträge sowie die Angriffs­
und Verteidigungsmittel der Parteien las­
sen sich wie folgt zusammenfassen:

I — Sachverhalt

In dem Maße, wie der Handel mit Agrar­
erzeugnissen innerhalb der Gemeinschaft
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mit der Verwirklichung des Gemeinsa­
men Marktes und der gemeinsamen
Agrarpolitik mehr und mehr von den tra­
ditionellen Hindernissen befreit wurde,
gewannen die Gemeinschaftsorgane den
Eindruck, daß sich die Verschiedenartig­
keit der in den einzelnen Mitgliedstaaten
geltenden Bestimmungen ungünstig auf
die Wettbewerbsfähigkeit der Erzeuger
auswirkte, insbesondere was den so we­
sentlichen Produktionsfaktor, den das
Saatgut in der modernen Landwirtschaft
darstellt, angeht.

Der Rat erließ daher am 14. Juni 1966
die ersten Richtlinien auf diesem Gebiet;
sie betrafen den Verkehr mit dem wich­

tigsten landwirtschaftlichen Saat- und
Pflanzgut: Betarübensaatgut, Futterpflan­
zensaatgut, Getreidesaatgut und Pflanzkar­
toffeln. Sie zielten hauptsächlich darauf
ab, den Verkehr mit solchem Saatgut in­
nerhalb der Gemeinschaft zu erleichtern,
das die beste Garantie in bezug auf Er­
trag und Qualität der Ernte bietet. Sie be­
ruhen auf dem Grundsatz, daß nur Saat­
gut, das das Ergebnis einer systemati­
schen -Züchtung ist und daher genau
umschriebene Eigenschaften besitzt, den
Anforderungen der modernen Landwirt­
schaft genügen kann. In Anbetracht der
Verschiedenheit der einzelstaatlichen

Regelungen über die Anerkennung der
Sorten und die Garantien für ihre Identi­

tät, Reinheit und Gesundheit ging es vor
allem darum, den Saat- und Pflanzgutsek­
tor zu organisieren und den freien Ver­
kehr mit diesen Erzeugnissen durch eine
Vereinheitlichung und Harmonisierung
der verschiedenen Anerkennungsregelun­
gen zu verwirklichen.

Dieselben Grundsätze wurden auf dem

Gebiet der Gemüseerzeugung angewandt,
die in der Landwirtschaft der Gemein­

schaft einen wichtigen Platz einnimmt.
Da zufriedenstellende Ergebnisse beim
Anbau von Gemüse weitgehend von der
Verwendung geeigneter Saaten abhängen,
war man der Auffassung, daß eine höhere
Produktivität beim Gemüseanbau in der
Gemeinschaft nur dadurch zu erreichen

sei, daß die Mitgliedstaaten bei der Aus-

wahl der zur Anerkennung, zur Kontrolle
und zum Verkehr zugelassenen Sorten
einheitliche und möglichst strenge Re­
geln anwenden.

Demzufolge erließ der Rat, gestützt auf
Artikel 43 und 100 EWG-Vertrag, am
29. September 1970 die Richtlinie Nr.
70/458 über den Verkehr mit Gemüse­

saatgut (ABl. L 225, S. 7; bereinigte Fas­
sung: ABl. 1974, C 66, S. 62).

In dieser Richtlinie wird vor allem auf

die Notwendigkeit hingewiesen, einen
gemeinsamen Sortenkatalog für Gemüse­
arten auf der Grundlage nationaler Kata­
loge aufzustellen. Die Mitgliedstaaten
wurden deshalb verpflichtet, einen oder
mehrere nationale Kataloge der in ihrem
Gebiet zur Anerkennung, zur Kontrolle
und zum Verkehr zugelassenen Sorten
aufzustellen; hierbei hatten sie einheit­
liche Regeln zugrunde zu legen, damit
die zugelassenen Sorten unterscheidbar,
beständig und hinreichend homogen
sind. Die Zulassung einer Sorte kann nur
auf Grund von amtlichen Prüfungen er­
folgen, die die Mitgliedstaaten unter
Beachtung einheitlicher Kriterien und
Mindestanforderungen durchzuführen
hatten.

In den einheitlichen Vorschriften über

die Anerkennung der verschiedenen
Gemüsearten durch die mitgliedstaatli­
chen Behörden sind die Voraussetzungen
definiert, die das Saatgut erfüllen muß,
um als „Basissaatgut", das unter der Ver­
antwortung des Züchters nach strengen
Züchtungsregeln gewonnen worden ist,
oder als „zertifiziertes Saatgut", das im all­
gemeinen aus Basissaatgut stammt, aner­
kannt zu werden. Während der Über­

gangszeit war auch der Handel mit kon­
trolliertem „Standardsaatgut" erlaubt; die­
ses muß ebenfalls Mindestanforderungen
an die Sortenechtheit und -reinheit genü­
gen, doch wird es nur stichprobenweise
durch einen Nachkontrollanbau auf diese

Eigenschaften hin amtlich überprüft.

Die Richtlinie Nr. 70/458 bestimmt

außerdem, daß Saatgut, das die in ihr auf­
gestellten Voraussetzungen insbesondere
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hinsichtlich der Anerkennung, Verpak­
kung und Kennzeichnung erfüllt, unbe­
schadet des Artikels 36 des Vertrages nur
den in der Gemeinschaftsregelung vorge­
sehenen Verkehrsbeschränkungen unter­
liegt.

Artikel 43 der Richtlinie verpflichtete die
Mitgliedstaaten, bis zum 1. Juli 1972 die
erforderlichen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften in Kraft zu setzen, um den
Bestimmungen der Richtlinie nachzu­
kommen, sowie die Kommission unver­
züglich hiervon in Kenntnis zu setzen.

Am 21. Dezember 1973 wies die Kom­

mission die Regierung der Italienischen
Republik darauf hin, daß die Änderun­
gen, die bei den innerstaatlichen Rechts­
vorschriften erforderlich seien, um sie
mit der Richtlinie in Übereinstimmung
zu bringen, bisher offenbar weder erlas­
sen noch durchgeführt worden seien. Da
nach ihrer Auffassung die Italienische
Republik damit gegen eine ihrer Ver­
pflichtungen verstoßen hatte, forderte die
Kommission die italienische Regierung
nach Artikel 169 EWG-Vertrag auf, sich
innerhalb eines Monats zu diesem Vor­
wurf zu äußern.

Am 12. März 1974 teilte die Ständige Ver­
tretung der Italienischen Republik in
Brüssel der Kommission mit, daß die all­
gemeinen Bestimmungen der Richtlinie
Nr. 70/458, namentlich die über die Ver­
packung der Erzeugnisse und über die
Kennzeichen, die sie aufweisen müssen,
damit sie in den Handel gebracht werden
können, sowie über die pflanzengesund­
heitlichen Anforderungen, in die italieni­
schen Rechtsvorschriften Eingang gefun­
den hätten, daß das Sortenregister für
Gemüsearten erstellt worden sei und ein

Gesetzentwurf, wodurch die Bestimmun­
gen der Richtlinie in das innerstaatliche
Recht aufgenommen werden sollten,
dem Kabinett zur Zustimmung vorgelegt
worden sei.

Am 13. November 1974 erließ die Kom­
mission eine mit Gründen versehene Stel­

lungnahme hinsichtlich der Nichtanwen-

dung der Richtlinie Nr. 70/458, die sie
der Regierung der Italienischen Republik
am 16. November 1974 zustellte.

Darin stellte sie fest, daß die in Artikel
43 der Richtlinie genannte Frist abgelau­
fen sei, ohne daß sie von der Inkraftset­
zung aller Vorschriften, die erforderlich
waren, um das italienische Recht mit der
Richtlinie in Übereinstimmung zu brin­
gen, in Kenntnis gesetzt worden sei. Ins­
besondere fehlten die wesentlichen Anga­
ben über:

a) die Aufstellung nationaler Sortenkata­
loge für Gemüsearten und die Festle­
gung der Voraussetzungen für die Zu­
lassung der Sorten zu den Katalogen
(Artikel 3 bis 15 der Richtlinie);

b) die Kategorisierung des Saatguts (Arti­
kel 2 und 20 der Richtlinie);

c) die Voraussetzungen für das Inverkehr­
bringen von „Standardsaatgut" (Artikel
24 bis 26 der Richtlinie);

d) die Beseitigung der Beschränkungen
im Verkehr mit Saatgut, das den Be­
stimmungen der Richtlinie entspricht
(Artikel 16 Absatz 1 und Artikel 30
der Richtlinie).

Die Italienische Republik wurde in der
begründeten Stellungnahme aufgefordert,
innerhalb von 60 Tagen die erforderli­
chen Maßnahmen zu treffen.

Die Kommission hat am 10. Juni 1975
beim Gerichtshof Klage nach Artikel 169
Absatz 2 EWG-Vertrag mit der Begrün­
dung erhoben, daß die Italienische Repu­
blik versäumt habe, die Richtlinie Nr.
70/458 auszuführen.

II — Schriftliches Verfahren

Das schriftliche Verfahren ist ordnungsge­
mäß abgelaufen.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­

richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, ohne vorherige
Beweisaufnahme in die mündliche Ver­

handlung einzutreten. Die Kommission
hat jedoch eine Frage des Gerichtshofes
schriftlich beantwortet.
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III — Anträge der Parteien

Die Kommission beantragt,
— festzustellen, daß die Italienische Re­

publik gegen ihre Verpflichtungen
aus Artikel 43 der Richtlinie des Ra­

tes vom 29. September 1970 über den
Verkehr mit Gemüsesaatgut versto­
ßen hat;

— die Italienische Republik zu verurtei­
len, die Kosten des Rechtsstreits zu
tragen.

Die Regierung der Italienischen Repu­
blik hat keine förmlichen Anträge ge­
stellt.

IV — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

Die Kommission bemerkt, daß nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofes die
gewissenhafte Befolgung von Richtlinien
gerade deshalb so wichtig sei, weil die
Vollzugsmaßnahmen dem Ermessen der
Mitgliedstaaten überlassen seien mit der
Folge, daß Rechtshandlungen dieser Art
wirkungslos bleiben müßten, wenn die
gesteckten Ziele nicht in den gesetzten
Fristen erreicht würden. Im Hinblick auf

die Mitgliedstaaten, an die sie gerichtet
seien, sei ganz besonders den Bestim­
munge einer Richtlinie, die Fristen für
die Durchführung der vorgesehenen Maß­
nahmen enthielten, keine weniger zwin­
gende Wirkung als sonstigen Vorschrif­
ten des Gemeinschaftsrechts zuzuerken­

nen.

Im vorliegenden Fall seien zwar die allge­
meinen Bestimmungen der Richtlinie
Nr. 70/458 in die italienische Rechtsord­

nung übernommen worden. Die Italieni­
sche Republik habe aber noch nicht die
notwendigen Maßnahmen erlassen zur
Durchführung der Richtlinienbestimmun­
gen über die Aufstellung nationaler Sor­
tenkataloge für Gemüsearten, die Modali­
täten der Zulassung der Sorten zu den
Katalogen, die Kategorisierung des Saat­
guts, die Kriterien für das Inverkehrbrin­
gen von >„Standardsaatgut" und die Besei-

tigung der Beschränkungen im Handel
mit Saatgut, das den Bestimmungen der
Richtlinie entspreche.

Die Ausführungen, die die Regierung der
Italienischen Republik hierzu gemacht
habe, ständen im Widerspruch zur
Rechtsprechung des Gerichtshofes. Die­
ser sei vor allem zu entnehmen, daß die
Verantwortlichkeit eines Mitgliedstaats
nach Artikel 169 unabhängig davon be­
stehe, welches Staatsorgan durch sein
Handeln oder Unterlassen den Verstoß

verursacht habe, daß ein Mitgliedstaat
sich nicht auf Bestimmungen und Übun­
gen des innerstaatlichen Rechts berufen
könne, um damit die Nichtbeachtung
von Verpflichtungen und Fristen des
Gemeinschaftsrechts zu rechtfertigen,
und daß jeder Mitgliedstaat aufgrund der
ihm nach Artikel 5 des Vertrages auferleg­
ten allgemeinen Pflichten in seinem in­
nerstaatlichen Recht die Konsequenzen
aus seiner Zugehörigkeit zur Gemein­
schaft zu ziehen habe.

Die Richtlinie Nr. 70/458 sei am 29. Sep­
tember 1970 erlassen worden, und nach
Artikel 43 hätten die Mitgliedstaaten spä­
testens bis zum 1. Juli 1972 die erforderli­
chen Maßnahmen ergreifen müssen, um
den Bestimmungen der Richtlinie nach­
zukommen. Diese Frist sei von der Italie­

nischen Republik offensichtlich nicht
eingehalten worden, während alle ande­
ren Mitgliedstaaten, von der Kommission
dazu ermahnt, die Richtlinie, wenn auch
mit einiger Verspätung, ausgeführt hät­
ten. Die Italienische Republik versäume
ihre Pflichten nun schon seit mehr als

drei Jahren. Dies könne nicht länger hin­
genommen werden, da auf diese Weise
Üngleichheiten in der Gemeinschaft be­
stehenblieben, die ein Hindernis für den
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr
bildeten. Die Versicherungen bezüglich
der Verabschiedung einer Gesetzesvor­
lage unterstrichen nur noch die Pflicht­
verletzung der Italienischen Republik,
die der Gerichtshof festzustellen habe.

Die Regierung der Italienischen Repu­
blik trägt vor, mit Gesetz Nr. 1096 vom
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25. November 1971 über die Erzeugung
von und den Handel mit Saatgut (Gaz­
zetta Ufficiale Nr. 322 vom 22. 12. 1971)
und der dazu ergangenen Durchführungs­
verordnung — erlassen mit Dekret Nr.
1065 des Präsidenten der Republik vom
8. Oktober 1973 (Gazzetta Ufficiale Nr.
95 vom 10. 4. 1974) — seien die allgemei­
nen Bestimmungen der Richtlinie Nr.
70/458 in das innerstaatliche Recht um­

gesetzt worden. Ferner sei mit Dekret des
Präsidenten der Republik vom 26. April
1973 (Gazzetta Ufficiale Nr. 179 vom 14.
7. 1973) ein Sortenregister bestimmter
Gemüsepflanzen aufgestellt worden. Inso­
weit habe die Umsetzung in nationales
Recht keine besonderen Schwierigkeiten
bereitet. Anders habe es sich bei den

Richtlinienbestimmungen verhalten, die
spezifischer und detaillierter gewesen
seien. Die in diesen Bestimmungen gere­
gelten Materien hätten sich als viel kom­
plizierter herausgestellt, als es anfänglich
geschienen habe. Hier habe die Anglei­
chung der innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften gründliche Studien, wiederholte
Beratungen mit den beteiligten landwirt­
schaftlichen Kreisen und zahlreiche inter­

ministerielle Sitzungen erfordert. Zur
Überwindung der Schwierigkeiten, die
mit der Rezeption und der Koordinie­
rung dieser Bestimmungen verbunden
gewesen seien, sei ein viel längerer Zeit­
raum, als in Artikel 43 vorgesehen, erfor­
derlich gewesen. Übrigens sei die ge­
setzte Frist von keinem der Mitgliedstaa­
ten eingehalten worden; sie sei also unbe­
streitbar zu kurz gewesen. Im Vergleich
zu der Verspätung, mit der die anderen
Mitgliedstaaten die Richtlinie ausgeführt
hätten, erscheine die Verspätung, mit der
die Italienische Republik ihren Verpflich­
tungen nachgekommen sei, als weit weni­
ger schwerwiegend und könne sogar als
gerechtfertigt angesehen werden. Unter
diesen Umständen sei die Auffassung
nicht haltbar, daß die Italienische Repu­
blik versäumt habe, ihre Pflichten zu er­
füllen.

Außerdem sei zu bemerken, daß die auf­
getretenen Schwierigkeiten inzwischen
gelöst worden seien und die Klage der
Kommission aufgrund des Gesetzentwur­
fes zur Abänderung und Ergänzung des
Gesetzes Nr. 1096, den das Kabinett am
28. Mai 1975 gebilligt habe und der der
Abgeordnetenkammer zur Beratung vor­
gelegt worden sei, gegenstandslos gewor­
den sei.

V — Mündliche Verhandlung

Die Parteien haben in der Sitzung vom
20. Januar 1976 mündlich verhandelt.

Die Kommission hat erklärt, die Italieni­
sche Republik habe zwar im Gesetz Nr.
1096 und der dazu ergangenen Durchfüh­
rungsverordnung — erlassen mit Dekret
Nr. 1065 des Präsidenten der Republik
— einige Bestimmungen über die natio­
nalen Sortenkataloge für Gemüsearten
getroffen, mit denen die Artikel 3 bis 15
der Richtlinie Nr. 70/458 durchgeführt
werden sollten; diese Bestimmungen
könnten aber erst dann Rechtswirksam­

keit erlangen, wenn der bei den gesetzge­
benden Organen eingebrachte Gesetzent­
wurf verabschiedet worden sei.

Die Regierung der Italiehischen Repu­
blik hat vorgetragen, der Entwurf des
Gesetzes, mit dem die Richtlinie als Gan­
zes in die italienische Rechtsordnung
übernommen werden solle, sei am 3. De­
zember 1975 von der Abgeordnetenkam­
mer angenommen, am 12. Januar 1976
im Landwirtschaftsausschuß des Senats

beraten und auf die Tagesordnung für die
Sitzung des Senats am 15. Januar 1976
gesetzt worden. Es sei allein auf die Re­
gierungskrise zurückzuführen, daß er an
jenem Tage nicht habe angenommen
werden können.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 4. Februar 1976
vorgetragen.
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Entscheidungsgründe

1 Mit am 10. Juni 1975 in der Kanzlei eingegangener Klageschrift hat die Kom­
mission beim Gerichtshof nach Artikel 169 EWG-Vertrag eine Klage erho­
ben, mit der sie die Feststellung begehrt, daß die Italienische Republik da­
durch, daß sie nicht die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
in Kraft gesetzt hat, um den Bestimmungen der Richtlinie Nr. 70/458 des
Rates vom 29. September 1970 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut (ABl. L
225, S. 7; bereinigte Fassung: ABl. 1974, C 66, S. 62) innerhalb der Frist des
Artikels 43 dieser Richtlinie nachzukommen, ihre Vertragspflichten verletzt
hat.

2/3 In der Erkenntnis, daß die Unterschiede zwischen den innerstaatlichen Be­
stimmungen über die Verwendung von Gemüsesaatgut ein Hemmnis im Han­
delsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten darstellten, wollte der Rat mit sei­
ner Richtlinie vom 29. September 1970 gemeinsame Regeln über die allge­
meinen Anforderungen beim Verkehr mit Saatgut sowohl zwischen den Mit­
gliedstaaten als auch auf den nationalen Märkten einführen. In dieser Richtli­
nie wurde für die Vornahme der innerstaatlichen Maßnahmen eine Frist ge­
setzt, die am 1. Juli 1972 ablief.

4 Die Kommission vertritt die Ansicht, die Italienische Republik habe noch
nicht die erforderlichen Maßnahmen ergriffen zur Durchführung der Richtli­
nienbestimmungen über

a) die Aufstellung nationaler Sortenkataloge für Gemüsearten und die Festle­
gung der Voraussetzungen für die Zulassung der Sorten zu den Katalogen
(Artikel 3 bis 15);

b) die Kategorisierung des Saatguts (Artikel 2 und 20);

c) die Voraussetzungen für das Inverkehrbringen von „Standardsaatgut" (Arti­
kel 24 bis 26);

d) die Beseitigung der Beschränkungen im Verkehr mit Saatgut, das den Be­
stimmungen der Richtlinie entspricht (Artikel 16 Absatz 1 und Artikel 30).

5/6 Die Italienische Republik trägt vor, die in der Richtlinie Nr. 70/458 enthalte­
nen Bestimmungen allgemeineren Inhalts seien mit dem Gesetz Nr. 1096
vom 25. November 1971 über die Erzeugung von und den Handel mit Saat­
gut und der dazu ergangenen Durchführungsverordnung — erlassen mit

283



URTEIL VOM 26. 2. 1976 — RECHTSSACHE 52/75

Dekret Nr. 1095 des Präsidenten der Republik vom 8. Oktober 1973 — in
das italienische Recht umgesetzt worden; ferner sei mit Dekret des Präsiden­
ten der Republik vom 26. April 1973 ein Sortenregister für bestimmte Gemü­
searten aufgestellt worden. Sie räume zwar ein, daß sie den Termin für die
Ausführung der in der Klageschrift genannten Richtlinienbestimmungen
nicht eingehalten habe; doch sei diese Verspätung gerechtfertigt gewesen.

7/9 Hierzu macht sie vor allem geltend, daß die Frist des Artikels 43 der Richtli­
nie zu kurz gewesen sei. Die Durchführung der spezielleren und detaillierte­
ren Richtlinienbestimmungen habe sich als eine sehr komplizierte Angelegen­
heit erwiesen; die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften inso­
weit habe daher gründliche Studien, wiederholte Beratungen mit den beteilig­
ten landwirtschaftlichen Kreisen und zahlreichen interministeriellen Sitzun­

gen erfordert. Daß die Frist unangemessen gewesen sei, werde dadurch bewie­
sen, daß es keinem einzigen Mitgliedstaat gelungen sei, den Termin, bis zu
dem die Richtlinie zu vollziehen gewesen sei — 1. Juli 1972 —, einzuhalten,
und daß die Richtlinie in einigen Mitgliedstaaten erst im Juni und Oktober
1974 ausgeführt worden sei. Auf jeden Fall sei der Entwurf eines Gesetzes,
mit dem die Richtlinie vollständig in das italienische Recht umgesetzt wer­
den solle, am 3. Dezember 1975 von der Abgeordnetenkammer angenommen
und auf die Tagesordnung der Sitzung des Senats am 15. Januar 1976 gesetzt
worden; allein die Regierungskrise habe verhindert, daß der Entwurf an die­
sem Tage verabschiedet worden sei.

10 Die gewissenhafte Befolgung einer Richtlinie ist gerade darum so wichtig,
weil die Vollzugsmaßnahmen dem Ermessen der Mitgliedstaaten überlassen
sind mit der Folge, daß Rechtshandlungen dieser Art wirkungslos bleiben
müssen, wenn die gesteckten Ziele nicht in den gesetzten Fristen erreicht wer­
den. Haben also im Hinblick auf die Mitgliedstaaten, an die sie gerichtet sind,
die Bestimmungen einer Richtlinie keine weniger zwingende Wirkung als
sonstige Vorschriften des Gemeinschaftsrechts, dann kommt eine derartige
Wirkung erst recht Bestimmungen zu, die Fristen für die Durchführung der
vorgesehenen Maßnahmen enthalten; wären nämlich nach dem Ablauf dieser
Fristen noch immer unterschiedliche Regelungen in den Mitgliedstaaten an­
wendbar, so könnte dies zu Diskriminierungen führen.

n/u Ein Mitgliedstaat kann sich im übrigen nicht auf die etwaige Verspätung ande­
rer Mitgliedstaaten bei der Erfüllung der aus einer Richtlinie erwachsenden
Verpflichtungen berufen, um die — auch nur zeitweilige — Nichterfüllung
seiner eigenen Verpflichtungen zu rechtfertigen. Der Vertrag hat nämlich
nicht nur wechselseitige Verpflichtungen zwischen den verschiedenen Rechts­
subjekten, für die er gilt, geschaffen, sondern er hat eine neue Rechtsordnung
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aufgestellt, nach der sich die Befugnisse, Rechte und Pflichten der Rechtssub­
jekte sowie die zur Feststellung und Ahndung etwaiger Rechtsverletzungen er­
forderlichen Verfahren bestimmen. Erweist sich die Frist, in der eine Richtli­
nie zu vollziehen ist, als zu kurz, so besteht für den betreffenden Mitgliedstaat
nach dem Gemeinschaftsrecht nur die Möglichkeit, die geeigneten Schritte
auf Gemeinschaftsebene zu unternehmen, um das zuständige Gemeinschafts­
organ zu der notwendigen Verlängerung der Frist zu bewegen. In diesem Zu­
sammenhang ist zu erwähnen, daß der Rat im vorliegenden Fall die Frist für
die Durchführung einiger Bestimmungen der Richtlinie in der Tat verlän­
gerte, und zwar mit der Richtlinie Nr. 72/418 vom 6. Dezember 1972 (ABl.
L 287, S. 22) und der Richtlinie Nr. 73/438 vom 11. Dezember 1973 (ABl.
L 356, S. 79).

14 Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Verantwortlichkeit der Mitglied­
staaten unabhängig davon besteht, welches Staatsorgan durch sein Handeln
den Verstoß verursacht hat, und daß sich die Mitgliedstaaten nicht auf Bestim­
mungen, Übungen und Umstände des innerstaatlichen Rechts berufen kön­
nen, um damit die Nichtbeachtung von Verpflichtungen und Fristen zu recht­
fertigen, die in den Richtlinien der Gemeinschaft festgelegt sind.

15 Aus alledem folgt, daß die Italienische Republik dadurch gegen eine Ver­
pflichtung aus dem Vertrag verstoßen hat, daß sie nicht innerhalb der vorge­
schriebenen Frist alle Bestimmungen erlassen hat, die erforderlich waren, um
der Richtlinie Nr. 70/458 des Rates über den Verkehr mit Gemüsesaatgut zu
genügen.

Kosten

16 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Die Beklagte ist mit ihrem Vorbringen
unterlegen.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen eine Verpflich­
tung aus dem Vertrag verstoßen, daß sie nicht innerhalb der
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vorgeschriebenen Frist alle Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten erlassen hat, die erforderlich waren, um der Richtlinie Nr.
70/458 des Rates vom 29. September 1970 über den Verkehr
mit Gemüsesaatgut zu genügen.

2. Die Beklagte wird verurteilt, die Kosten des Rechtsstreits zu
tragen.

Lecourt Kutscher O'Keeffe

Donner Mertens de Wilmars Sørensen Mackenzie Stuart

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 26. Februar 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS HENRI MAYRAS
VOM 4. FEBRUAR 1976 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Die Erzeugung von Gemüsesaatgut und
der Handel mit diesen Erzeugnissen neh­
men in der Wirtschaft einiger Mitglied­
staaten der Europäischen Gemeinschaft
einen nicht unbedeutenden Platz ein.

Die Qualität des Saatguts ist ausschlagge­
bend für den Erfolg des Gemüseanbaus.
Deshalb werden im Handel mit Saatgut
seit langem Sortenkontrollen durchge­
führt, die auf den Ergebnissen von Züch­
tungsarbeiten beruhen. Es braucht ferner
nicht besonders hervorgehoben zu wer­
den, daß für die Gartenbauunternehmen
und Gemüseerzeuger des Europäischen
Marktes, wenn ihre Erzeugnisse in einem
gemeinsamen Markt wettbewerbsfähig
sein sollen, die gleichen Bedingungen für
den Erwerb des Saatguts gelten müssen.
Es war demnach erforderlich, die überhol­
ten einzelstaatlichen Schutzmaßnahmen

im Rahmen einer gemeinsamen Marktor­
ganisation abzuschaffen.

Das in Kapitel 12 des Gemeinsamen
Zolltarifs aufgeführte Gemüsesaatgut ist
in Anhang II des Vertrages, von dem in.
Artikel 38 die Rede ist, erwähnt. Für die­
ses Saatgut mußte also vor dem Ende der
Übergangszeit, das heißt spätestens bis
zum 1. Januar 1970, eine gemeinsame
Agrarregelung geschaffen werden.

Auf diesem Gebiet bestimmten zwei un­

terschiedliche Schwerpunkte die Entwick­
lung der Gemeinschaftspolitik: der tech­
nische Aspekt des Verkehrs mit Saatgut
und die eigentliche Marktorganisation.

In erster Linie mußten die Bestimmun­

gen über die Auswahl der zur Anerken­
nung, zur Kontrolle und zum Verkehr
zugelassenen Sorten vereinheitlicht wer­
den, um die Produktivität des Gemüse-

1 — Aus dem Franzosischen übersetzt.
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